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dung der neuen Staatlichkeit in Nikaragua wider.12 Der 
JGRN als das legislative und exekutive Zentrum der demo­
kratischen und nationalen Erneuerung versuchte, durch ge- 
setzesinterpretierende Dekrete die Rechtsprechung der Ge­
richte an die sozial-ökonomischen und. politischen Aufgaben­
stellungen der provisorischen Verfassung zu binden.

In Abänderung des Grundstatuts vom 20. Juli 1979 verab­
schiedete der JGRN am 5. Dezember 1979 das Dekret über die 
Bildung von Sondergerichten.13 Er gab damit den revolutio­
när-demokratischen Gerichten, die sich von unten herausge­
bildet hatten, eine staatliche Einordnung und gesamtgesell­
schaftliche Zielrichtung. Insgesamt wurden neun Sonderge­
richte und drei dazugehörige Berufungsgerichte — mit jeweils 
drei Richtern — geschaffen. Alle Mitglieder der Sonderge- 
riehte wurden vom JGRN ernannt Ein Mitglied jedes Ge­
richts war ein ehemaliger Rechtsanwalt oder ein Jura-Stu­
dent des letzten Studienjahres; die anderen Mitglieder waren 
Laienrichter. Die Aufsicht über die Sondergerichte oblag dem 
Innenministerium.

Vor den Sondergerichten wurden mehr als 6 000 Strafsa­
chen gegen Angehörige der Nationalgarde Somozas verhan­
delt. Die Anklagen14 lauteten auf Verbrechen während der 
Jahre der Somoza-Diktatur. Die Verfahren dienten sowohl 
der Erforschung der Unterdrückungsstrukturen der Somoza- 
Herrschaft als auch der Untersuchung der individuellen 
Schuld;'

Von den 6 310 angeklagten Somoza-Gardisten wurden 
4 321 zu Gefängnisstrafen bis 30 Jahren15 verurteilt. 1 760 An­
geklagte wurden wegen Mangels an ausreichenden Beweisen 
freigelassen; 229 Beschuldigte wurden freigesprochen.15 Auf 
der Grundlage des vom Staatsrat am 14. Oktober 1981 gebil­
ligten Gnadengesetzes17 hatten die Verurteilten das Recht, 
vor der Nationalen Kommission zur Förderung und zum 
Schutz der Menschenrechte Rechtsmittel gegen das Urteil ein­
zulegen, um ihre Freilassung bzw. eine Reduzierung des 
Strafmaßes zu erreichen. Bis Mai 1985 wurden entsprechend 
dieser Praxis 89 Gefangene entlassen; in vier Fällen wurde 
das Urteil gemildert.18

Durch Dekret des JGRN vom 3. Februar 1981 wurden die 
Sondergerichte aufgelöst; ihre Kompetenz ging an die allge­
meinen Gerichte über.19 Die Auflösung der Sondergerichte 
bestätigt ihren Übergangscharakter, der sich aus der Existenz 
besonderer innerer und äußerer Bedingungen Nikaraguas er­
klärt.

Mitwirkung der Werktätigen an der Rechtsprechung

In der Situation des Umbruchs der Strukturen der Gerichts­
barkeit lud das Oberste Gericht Nikaraguas zu einem inter­
nationalen Seminar über „Die Rolle der Justiz in der Revo­
lution“ ein.29 Etwa 500 Juristen berieten, wie die Justiz den 
revolutionären Umgestaltungsprozeß und den Wandel der 
gesellschaftlichen Verhältnisse aktiv zu fördern hat und wie — 
als eine wesentliche Voraussetzung dafür — die Bewußtseins­
entwicklung der Juristen zu beschleunigen ist. Große Auf­
merksamkeit wurde der direkten Teilnahme des Volkes an 
der Rechtsprechung gewidmet. Vor allem wurde die Einfüh­
rung des von den Organisationen der werktätigen Massen 
Nikaraguas vorgeschlagenen Laienrichters in allen erstin­
stanzlichen Verfahren gefordert.

Nach Art. 4 des Grundstatuts und Art. 13 des Statuts über 
die Rechte und Garantien der Nikaraguaner war die Mitwir­
kung des Volkes an der Rechtsprechung in der Form der 
Laienrichter und Geschworenen vorgesehen. In einigen Ge­
bieten erhielten Organisationen der werktätigen Massen das 
Recht, Kandidaten für die Geschworenenwahl vorzuschlagen. 
Dem Amtsrichter war gestattet, den Vorsitz im Geschwore­
nengerichtsverfahren zu führen, aber nicht mit abzustimmen; 
allerdings hatte er die Aufgabe, die Geschworenen in Rechts­
fragen zu beraten.21

Nunmehr wurde die Mitwirkung von Laienrichtern in den 
Agr arger ich ten eingeführt. Die Agrargerichtsbarkeit wurde 
im Rahmen des Übergangs von der antisomozistischen Bo­
denenteignung zur antilatifundistischen Landreform im Zu­
sammenhang mit der Verabschiedung des Agrarreformge­
setzes vom 19. Juli 1981 geschaffen.22 Es sind administrative

Rechtsprechungsorgane, die über Beschwerden gegen Ent­
scheidungen des Ministeriums für Agrarentwicklung und 
Landreform endgültig entscheiden. Die drei Mitglieder des 
Gerichts, von denen einer Jurist sein muß, werden vom JGRN 
ernannt.23

Die Antisomozistischen Volksgerichte 
im Kampf gegen die Konterrevolution

In den Jahren ab 1982 waren verstärkte Anstrengungen der 
nikaraguanischen Staatsmacht zur Abwehr der von der CIA 
organisierten Konterrevolution erforderlich. Auf der Grund­
lage des Gesetzes zum Schutz der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit vom 20. Juli 197924 wurde durch Dekret des JGRN 
vom 15. März 198225 der Staatsnotstand ausgerufen. Zum all­
seitigen Schutz und zur Sicherung der nikaraguanischen Er­
rungenschaften vor konterrevolutionären Anschlägen mußten 
auch zusätzliche Gerichtsorgane geschaffen werden: Durch 
Dekret des JGRN vom 11. April 1983 wurden für die Zeit des 
Staatsnotstandes Antisomozistische Volksgerichte und ein da­
zugehöriges Berufungsgericht gebildet.28 Sie bestanden bis 
Anfang 1988.27

Die Volksgerichte waren mit einem Juristen und zwei 
Laienrichtern besetzt. Die Laienrichter wurden vom Sandi- 
nistischen Verteidigungskomitee (CDS) vorgeschlagen, alle 
Richter wurden vom JGRN ernannt.

Bis zum Frühjahr 1985 wurden von den Antisomozisti­
schen Volksgerichten 1600 Konterrevolutionäre verurteilt. 
Internationales Aufsehen erregte im Jahr 1986 der Prozeß 
gegen den USA-Bürger Eugene Hasenfus. Der Generalstaats­
anwalt Nikaraguas beantragte gegen Hasenfus wegen Mit­
gliedschaft in einer kriminellen Vereinigung, wegen Betei­
ligung an terroristischen Akten und wegen Verstoßes gegen 
das Gesetz zum Schutz der öffentlichen Ordnung und Sicher­
heit die Höchststrafe von 30 Jahren Freiheitsentzug. Mit rund 
100 Beweisstücken belegte die Staatsanwaltschaft den un­
trennbaren Zusammenhang zwischen den kriminellen Hand­
lungen des Angeklagten und der aggressiven Politik der USA 
gegen Nikaragua.28

Der Prozeß gegen den ersten US-amerikanischen Gefange­
nen im unerklärten Krieg der USA gegen Nikaragua ver­
stärkte die Angriffe bürgerlicher Rechtsideologien gegen die
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